Gemeinde Schlat Landkreis Goppingen

Satzung vom: 01.03.1999
geandert am: 23.07.2001
Satzungstext:

Satzung uber die Erhebung von Verwaltungsgebiihren

- Verwaltungsgebiuhrensatzung -

§ 1 Gebiihrenpflicht

Die Gemeinde Schlat erhebt fliir Amtshandlungen, die sie auf Veranlassung oder im
Interesse einzelner vornimmt, Verwaltungsgebihren nach dieser Satzung, soweit nicht
Bundesrecht oder Landesrecht etwas anderes bestimmen. Unberuhrt bleiben
Bestimmungen Uber Verwaltungsgebihren in besonderen Geblhrensatzungen der
Gemeinde.

§ 2 Gebiihrenfreiheit
(1) Gebulhren werden nicht erhoben fiir Amtshandlungen, die

1. Angelegenheiten der 6ffentlichen Firsorge und der Kriegsopferfirsorge, die
Durchfiihrung des Schwerbehindertengesetzes und des Heimkehrergesetzes
sowie das Ausweiswesen flr Schwerbehinderte betreffen,

2. die Durchflihrung des Wehrpflichtgesetzes sowie des
Unterhaltssicherungsgesetzes betreffen,

3. dem Arbeitsfrieden dienen,

4. sich aus dem Dienstverhaltnis der Beamten, Angestellten, Arbeiter und
Versorgungsempfanger des 6ffentlichen Dienstes ergeben,

5. Gnadensachen betreffen,
6. Uberwiegend im offentlichen Interesse vorgenommen werden,

7. in Verfahren vorgenommen werden, die von der Gemeinde/Stadt ganz oder
Uberwiegend nach den Vorschriften der Abgabenordnung durchzufiihren sind,
mit Ausnahme der Entscheidung Uiber Rechtsbehelfe,

8. geringfligiger Natur sind, insbesondere einfache Auskiinfte.

(2) Von der Entrichtung der Geblhren sind, soweit Gegenseitigkeit besteht, befreit
1. das Land Baden-Wirttemberg,
2. die Bundesrepublik Deutschland,

3. die juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts, die nach den Haushaltsplanen
des Landes oder Bundes fir Rechnung des Landes oder des Bundes verwaltet
werden,

4. die Gemeinden, Gemeindeverbande und Zweckverbande in Baden-Wirttemberg.

Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Satz 1 Genannten berechtigt sind, die Gebuhren
Dritten aufzuerlegen oder in sonstiger Weise auf Dritte umzulegen. Nicht befreit sind
ferner die in § 6 Abs. 4 des Landesgebiihrengesetzes genannten Sondervermaogen,
Betriebe und Unternehmen.

§ 3 Gebiihrenschuldner



§4

§5

§ 6

(1)

(2)

Zur Zahlung der Gebuhr ist verpflichtet

1. wer die Amtshandlung veranlal3t oder in wessen Interesse sie vorgenommen
wird,

2. wer die Gebuhrenschuld der Gemeinde gegenuber durch schriftliche Erklarung
Ubernommen hat oder fir die Gebuhrenschuld eines anderen kraft Gesetzes
haftet.

Mehrere Gebluhrenschuldner haften als Gesamtschuldner.

Gebiihrenhohe

(1)

Die Héhe der Verwaltungsgebihren richtet sich nach dem dieser Satzung
beigefugten Gebuhrenverzeichnis. Das Gebuhrenverzeichnis ist Bestandteil der
Satzung. Fir Amtshandlungen, fiir die im Gebuhrenverzeichnis weder eine
Verwaltungsgebuhr bestimmt noch Gebuhrenfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebuhr
von 2,50 EUR bis 2.500,00 EUR zu erheben.

Ist eine Gebihr innerhalb eines Gebihrenrahmens zu erheben, bemif3t sich ihre
Hohe nach dem Verwaltungsaufwand, nach der Bedeutung des Gegenstandes,
nach dem wirtschaftlichen oder sonstigen Interesse fiir den Gebuhrenschuldner
sowie nach seinen wirtschaftlichen Verhaltnissen.

Ist eine Gebuhr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so ist der
Verkehrswert zur Zeit der Beendigung der Amtshandlung mafigebend. Der
Gebuhrenschuldner hat auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuweisen.
Bei Verweigerung oder ungenugender Fuhrung des Nachweises hat die Behdrde
den Wert auf Kosten des Gebuhrenschuldners zu schatzen. Sie kann sich hierbei
Sachverstandiger bedienen.

Wird der Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung abgelehnt, wird ein Zehntel bis
zum vollen Betrag der Gebuhr erhoben. Wird der Antrag ausschliefdlich wegen
Unzustandigkeit abgelehnt, wird keine Gebihr erhoben. Wird der Antrag auf
Vornahme einer Amtshandlung, mit dessen sachlicher Bearbeitung begonnen ist,
vor Beendigung der Amtshandlung zurickgenommen oder unterbleibt die
Amtshandlung aus sonstigen, vom Schuldner zu vertretenden Griinden, so wird je
nach dem Stand der Bearbeitung ein Zehntel bis zur Halfte der vollen Gebuhr
erhoben. Die Mindestgebuhr betragt 2,50 EUR.

Entstehung der Gebiihr

Die Gebuihrenschuld entsteht mit Beendigung der Amtshandlung, flr die sie erhoben wird.
Bei Zuriicknahme eines Antrags nach § 4 Absatz 4 Satz 3 dieser Satzung entsteht die
Gebuhrenschuld mit der Zurticknahme, in den anderen Fallen des § 4 Absatz 4 Satz 3
dieser Satzung mit der Bekanntgabe der Gebuihrenfestsetzung.

Félligkeit, Zahlung

(1)

(2)

Die Gebuhr wird durch schriftlichen oder mindlichen Bescheid festgesetzt und ist
mit der Bekanntgabe der Geblhrenfestsetzung an den Schuldner fallig.

Schriftsticke oder sonstige Sachen kdnnen bis zur Entrichtung der Gebuhr
zurtickbehalten oder an den Gebuhrenschuldner auf dessen Kosten unter
Nachnahme der GebUhr Ubersandt werden.

Die Vornahme einer Amtshandlung kann davon abhangig gemacht werden, dal} die
Gebuhr ganz oder teilweise vorausgezahlt oder fir sie Sicherheit geleistet wird. Von
der Anforderung einer Vorauszahlung oder der Anordnung einer Sicherheitsleistung
ist abzusehen, wenn dadurch eine fir den Geblhrenschuldner unzumutbare
Verzdgerung entstehen wirde oder dies aus sonstigen Grunden unbillig ware.

§ 7 Auslagen



(1) Inder Verwaltungsgebuhr sind die der Gemeinde erwachsenen Auslagen
inbegriffen. Der Ersatz der Auslagen wird besonders verlangt, soweit diese das
Ubliche Mal3 erheblich Ubersteigen. Der Ersatz der Auslagen wird in der
tatsachlichen Hohe verlangt, wenn fir eine Amtshandlung keine Gebuhr erhoben
wird.

(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 sind insbesondere
1. Telegrammgebuhren,
2. Reisekosten,
3. Kosten o6ffentlicher Bekanntmachungen,
4

. Vergutungen fur Zeugen und Sachverstéandige sowie sonstige Kosten der
Beweiserhebung,

5. Vergitungen an andere juristische oder natirliche Personen fiir Leistungen und
Lieferungen,

6. Kosten der Beférderung und Verwahrung von Personen und Sachen.

(3) Auf die Erstattung von Auslagen sind die fir Verwaltungsgebuihren geltenden
Vorschriften entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen
entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrags.

§ 8 Schlussvorschriften
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.

(2) Zu gleicher Zeit treten die Verwaltungsgebuhrenordnung vom 25.06.1982 und alle
sonstigen dieser Satzung entsprechenden oder widersprechenden Vorschriften
aulder Kraft.

Gebiihrenverzeichnis

Anlage zur Satzung Uber die Erhebung von Verwaltungsgebuhren -
Verwaltungsgebihrensatzung- vom 01.03.1999, geandert am 23.07.2001

Lfd. @ Amtshandlung Gebiihr

Nr.

1 Ablehnung eines Antrags usw. 1/10 bis volle Gebuhr
(§ 4 Abs. 4 Satz 1 der Satzung) mindestens 2,50 EUR
wegen Unzustandigkeit gebuhrenfrei

2 Allgemeine Verwaltungsgebiihr 2.50 EUR bis
(§ 4 Abs. 1 Satz 3 der Satzung) 2.500,00 EUR

3 Antriage 2,50 bis 100,00 EUR

Bearbeitung von mundlichen und schriftlichen Antragen,
Erklarungen, Gesuchen und dergleichen, die von der
Gemeinde nicht in eigener Zustandigkeit zu bescheiden
sind, soweit die Mitwirkung der Gemeinde nicht
vorgeschrieben oder angeordnet ist

4 Auskiinfte insbesondere aus Akten und Blichern oder 2,50 EUR bis 50,00 EUR
Einsichtnahme in solche

mindliche Auskinfte geblhrenfrei




4a
4a.1

4a.2

5.2
5.3

7.2

7.3

7.4

Baugesetzbuch

Ausstellung eines Negativzeugnisses

nach § 20 Abs. 1 BauGB (Teilungsgenehmigung)
Ausstellung eines Negativzeugnisses

nach § 28 Abs. 1 BauGB (Vorkaufsrecht)

Bauordnungsrecht

Bestatigung des Zeitpunkts des Eingangs der vollstandigen
Bauvorlagen im Kenntnisgabeverfahren (§ 53 Abs. 3 Nr. 1
LBO)

Mitteilung nach § 53 Abs. 4 LBO
Benachrichtigung der Angrenzer im Kenntnisgabeverfahren
(§ 55 LBO)

Befreiung (Ausnahmebewilligung , Dispens) von
gesetzlichen Vorschriften oder gemeindlichen
Bestimmungen

Beglaubigung, Bestitigungen

Amtliche Beglaubigung von Unterschriften, Handzeichen
und Siegeln

Werden mehrere Unterschriften gleichzeitig in einer
Urkunde beglaubigt oder wird die Unterschrift einer Person
mehrfach auf verschiedenen Urkunden, aber aufgrund
eines gleichzeitig gestellten Antrags beglaubigt, so kommt
nur fur die erste Unterschrift die volle Gebuhr, flr jede
weitere die Halfte der fUr die erste erhobenen Geblhr zum
Ansatz

Amtliche Beglaubigung der Ubereinstimmung von
Abschriften, Auszligen, Niederschriften, Ausfertigungen,
Fotokopien usw. aus amtlichen Akten oder privaten
Schriftstlicken mit der Urschrift je Seite

Bestatigung der Ubereinstimmung von Abschriften,
Auszugen, Niederschriften, Ausfertigungen, Fotokopien
usw. aus amtlichen Akten oder privaten Schriftstiicken mit
der Urschrift je Seite

Wird die Abschrift, Ausfertigung, Fotokopie usw. von der
Gemeinde/Stadt selbst hergestellt, so kommen die
Schreibgebtihren (Nr. 20) hinzu

Bescheinigungen

Bestatigungen, Zeugnisse, Atteste, Ausweise aller Art
(auch Zweit- und Mehrfertigungen, soweit nichts anderes
bestimmt ist)

Gebuhrenfrei sind

Bestatigungen, die die Gemeinde fiir den Empfang und die
Verwendung von Zuwendungen fir steuerbeglnstigte
Zwecke im Sinne des Einkommen- und
Korperschaftsteuerrechts (z.B. §§ 10 b EStG, 9 Nr. 3 KStG)
ausstellt (Spendenbescheinigungen)

Bestattungsrecht
Ausstellung eines Leichenpasses
(8§ 44 und 45 Bestattungsgesetz)

15,00 EUR

15,00 EUR

0,5 vom Tausend der
Baukosten bzw. der
Abbruchkosten,

mindesten 25,00 EUR
wie 5.1

5,00 EUR je zu
benachrichtigendem
Angrenzer

mindestens 25,00 EUR

2,50 EUR bis
500,00 EUR

2,50 EUR bis
125,00 EUR

1,00 EUR bis 10,00 EUR
mindestens 2,00 EUR

1,00 EUR bis 2,50 EUR
mindestens 2,00 EUR

2,50 EUR bis 50,00 EUR

2,50 EUR bis 25,00 EUR




9.2
9.3

10
10.1
10.2
10.2.1

10.2.2

11

12

13

14.
14.1
14.2

15

16
16.1
16.1.1
16.1.2
16.1.3

16.1.4

16.2
16.2.1

Unbedenklichkeitsbescheinigung fur Feuerbestattung
(§ 16 Abs. 2 Nr. 2 Bestattungsverordnung)
Genehmigung zur Aufstellung eines Grabmals

Feiertagsrecht

Befreiung von verbotenen Tatigkeiten wahrend des
Hauptgottesdienstes (§§ 7 Abs. 2, 12 Abs. 1
Feiertagsgesetz)

Befreiung vom Tanzverbot an bestimmten Feiertagen (§§
11, 12 Abs. 1 Feiertagsgesetz)

pro Tag, an dem Tanzveranstaltungen von 03.00 Uhr bis
24.00 Uhr verboten sind

pro Tag, an dem Tanzveranstaltungen wahrend des
ganzen Tages verboten sind

Fundsachen

Aufbewahrung einschliel3lich Aushandigung an den
Verlierer, Eigentimer oder Finder

bei Sachen bis zu 500,00 EUR Wert

bei Sachen tber 500,00 EUR Wert

bei Tieren

Genehmigungen, Erlaubnisse, Zulassungen,
Konzessionen, Bewilligungen und dergleichen aller
Art, soweit nichts anderes bestimmt ist

Gutachten (Augenscheine) nach dem Wert des
Gegenstands

Geschiftsstelle des Gutachterausschusses
Auskunft aus der Kaufpreissammlung
Auskunft Gber Bodenrichtwerte

Kirchenaustritt
Amtshandlungen im Kirchenaustrittsverfahren je Person

Melderecht

Auskiinfte aus dem Melderegister

einfache Auskunft (§ 32 Abs. 1 Meldegesetz - MG)
erweiterte Auskunft (§ 32 Abs. 2 MG)

Gruppenauskunft (§ 32 Abs. 3, § 34 Abs. 1, 2 und 3 MG)
fur jede Person, auf die sich die. Auskunft erstreckt
Gruppenauskunft nach Nr. 16.1.3, die mit Hilfe der
automatischen Datenverarbeitung gegeben wird
Datenlbermittlungen

Datenubermittiungen an Behérden und sonstige offentliche
Stellen (§ 29 MG) und an 6ffentlich-rechtliche

2,50 EUR bis 15,00 EUR

10,00 EUR

10,00 EUR bis
50,00 EUR

25,00 EUR bis
100,00 EUR
50.00 EUR bis
200,00 EUR

4 % des Werts,
mindestens 2,50 EUR

4 % von 500,00 EUR und
2 % des Mehrwertes

4 % des Werts,
mindestens die
Unterbringungskosten
sowie eventuell
notwendige Tierarzt- und
Impfkosten

2,50 EUR bis
500,00 EUR

1 bis 5 %,
mindestens je
angefangene halbe
Stunde der
Inanspruchnahme
12,50 EUR

2,50 EUR bis 50,00 EUR
2,50 EUR bis 25,00 EUR

10,00 EUR bis
50,00 EUR

5,00 EUR
10,00 EUR
1,50 EUR

15,00 EUR bis
2.500,00 EUR

1,50 EUR




16.2.2

16.2.3

16.3

16.4

16.5
16.5.1

16.5.2
16.5.3

17

18

18.1

18.2

19

20
20.1

20.1.1
20.1.2
20.1.3

20.2

20.2.1

20.2.2

20.3

21.

Religionsgesellschaften (§ 30 MG) fur jede Person, auf die
sich die Datenubermittlung erstreckt

Datentbermittlung noch Nr. 16.2.1, die mit Hilfe der
automatischen Datenverarbeitung vorgenommen wurde
Datentbermittlungen an den Sidwestrundfunk bzw. an die
Gebuhreneinzugszentrale

Ausstellung einer Wahlbarkeitsbescheinigung (§10 Abs. 4
KomWG)

Sonstige Bescheinigungen der Meldebehérde

Gebuhrenfrei sind

die Bearbeitung einer Meldung oder Anzeige sowie die
Meldebestatigung,

die Auskunft an den Betroffenen (§ 11 MG),

die Berichtigung, Erganzung, Sperrung und Léschung von
Daten des Melderegisters (§§ 12, 13 MG).

gestrichen

Rechtsbehelfe

(Widerspruch, Einspruch in Wahlanfechtungsverfahren,
Gegenvorstellung, Dienstaufsichtsbeschwerde usw.)

wenn die Rechtsbehelfe im wesentlichen als unzulassig
oder unbegriindet zurtickgewiesen werden oder wenn die
Gebuhr einem Gegner auferlegt werden kam, der die
angefochtene Verfligung oder Entscheidung beantragt hat
bei Zuriicknahme der Rechtsbehelfe, wenn kein Grund
vorliegt, von einem GebUhrenansatz abzusehen (§ 4 Abs. 4
Satz 3 der Satzung)

Sammlungswesen
Erlaubnis nach § 3 Sammlungsgesetz

Schreibgebiihren

Ausfertigungen und Abschriften oder Auszlige aus Akten,
Protokollen von 6ffentlichen Verhandlungen, amtlichen
Buchern, Registern usw. (sofern sie nicht durch Ablichtung
hergestellt wurden), die auf Antrag erteilt werden, je
angefangene Seite DIN A 4 (der Ausfertigungs- und
Beglaubigungsvermerk wird mitgerechnet)

fur Schriftsticke, die in deutscher Sprache abgefalit sind
fur Schriftstlicke, die in fremder Sprache abgefalit sind
Fir Schriftstiicke in tabellarischer Form, Verzeichnisse,
Listen, Rechnungen, Zeichnungen, wissenschaftliche Texte
wird die Schreibgebuhr nach dem Zeitaufwand berechnet,
der zur Herstellung bendétigt wird. Sie betragt fiir jede
angefangene Viertelstunde

Fur Ablichtungen (Fotokopien) und mittels Textautomat
erstellte Mehrstlcke werden erhoben

bei einem Format bis zu DIN A4 fur die erste Seite

fur jede weitere Seite

bei einem groReren Format fir die erste Seite

fur jede weitere Seite

Vervielfaltigungen auf mechanischem Wege

je nach Umfang, Schwierigkeit und Aufwand, je Seite

StraBenrechtliche Sondernutzung
Erteilung der Erlaubnis zur Benutzung einer Stral’e Uber

10,00 EUR bis
2.500,00 EUR

0,15 EUR pro
Ubermittelten Datensatz
20,00 EUR

2,50 EUR bis
500,00 EUR

gebihrenfrei

gebihrenfrei
gebihrenfrei

5,00 EUR bis
250,00 EUR

1/10 bis 1/2 der Geblhr
nach 18.1
mindestens 2,50 EUR

10,00 EUR bis
200,00 EUR

5,00 EUR
10,00 EUR
6,50 EUR

0,75 EUR
0,50 EUR
1,25 EUR
1,00 EUR
0,25 EUR bis 2,50 EUR

10,00 EUR bis
250,00 EUR




22

23

den Gemeingebrauch hinaus

Zurticknahme eines Antrags (§ 4 Abs. 4 Satz 3 der
Satzung)

Besondere Verwaltungsgebiihr
wird fur die Vornahme einer Amtshandlung erhoben, wenn
diese mutwillig beantragt oder erschwert wird und dadurch
ein besonderer Aufwand entsteht

1/10 bis 1/2 der vollen
Gebihr
mindestens 2,50 EUR

25,00 EUR bis
500,00 EUR




	Satzung über die Erhebung von Verwaltungsgebühre
	- Verwaltungsgebührensatzung -

